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Der höchste Baselbieter hatte
mässig Lust auf eine Debatte.
«Es geht nur um zwei verschie-
dene Zahlen», sagte Landrats-
präsident Reto Tschudin und
bat die Landräte, sich kurz zu
halten. Doch darauf hatten die-
se keine Lust. Das Parlament
sei, wie es der Name sage, zum
Parlieren – also Schwätzen – da,
fanden Rolf Blatter (FDP) und
auchMarcoAgostini (Grüne) für
einmal unisono.

«Es sind vielleicht nur Zah-
len, aber sie haben eine gewisse
Signalwirkung», sagte GLP-
Landrat Manuel Ballmer. Wie
der Kanton die Löhne der
Staatsangestellten an die Teue-
rung angleicht, sei für die Wirt-
schaft ein Indikator.

Die Vorgeschichte trug ihres
dazu bei, dass der Landrat
echauffiert über eine Lohnerhö-
hung verhandelte. Vor einem
Jahr hatte das Baselbieter Parla-
ment nämlich einen Teuerungs-
ausgleich ausgeschlagen – trotz
vergleichsweise hoher Inflation.
Begründet wurde dies mit den
düsteren Finanzprognosen, wie
PeterHartmann (Grüne) rekapi-
tulierte. Statt des erwarteten
Defizits von 60 Millionen prä-
sentierte Finanzdirektor Anton
Lauber ein halbes Jahr später
einenGewinn von 157Millionen
Franken.

SPmitMaximalforderung –
Grüner Kompromiss
«Wir haben die Entscheidung
damals unter falschen Prämis-
sen getroffen», polterte deshalb
am Donnerstagvormittag auch
Ronja Jansen (SP). «Es kann
nicht sein, dass Angestellte ein
Leben lang für unsere Fehler be-
zahlen.»

Wenig überraschend brach-
te die SP-Fraktion mit einem
Antrag die Maximalforderung
aufdenTisch:LuciaMikeler for-
derte den Landrat dazu auf, den
ausgelassenen Teuerungsaus-
gleich von 2025 nachzuholen
und dem Staatspersonal eine
Lohnerhöhung um 1,6 Prozent
zu gewähren.

Die Grünen versuchten ihr
Glück – wie schon ein Jahr zuvor
– mit einem Kompromissvor-
schlag. Hartmann versuchte
den Landrat davon zu überzeu-
gen, die von der Regierung vor-
geschlagene Teuerung von 0,3
Prozent für das Jahr 2026 um
0,66Prozentpunkte zu erhöhen.
Die Baselbieter Regierung wird
nämlich im Rahmen der Bud-
getdebatte eine Reallohnerhö-
hung um diesen Satz vorschla-
gen. Finanzdirektor Lauber will
so den ausgelassenen Teue-
rungsausgleich wettmachen.

In den Jahren 2020 bis 2024 be-
trug die «geglättete» Teuerung
nämlich kumuliert 4,86 Pro-
zent. IndiesemZeitraumerhöh-
te der Landrat die Löhne der
Staatsangestellten jedoch gar
um 5,5 Prozent. Somit wäre die
«versäumte» Lohnanpassung
aus dem Jahr 2025mit 0,66 Pro-
zent wettgemacht.

SowohlSPalsauchdieGrün-
liberalen stellten sich hinter den
Antrag der Grünen, die «Altlas-
ten» über den Teuerungsaus-
gleich statt über eine Reallohn-
erhöhung im Rahmen der Bud-

getdebatte zubeseitigen.«Dann
haben die Gemeindefinanzver-
walter schon heute Klarheit,
welchen Betrag sie einsetzen
müssen», sagte Ballmer.

Nur ein Vorgeschmack
auf die Budgetdebatte
Die Gemeinden waren aber mit
einGrund,weshalb sich dieBür-
gerlichen partout nicht auf
einen höheren Lohnausgleich
einlassen wollten. Die Löhne
der Primarschul-Lehrkräfte
müssten nämlich an den Teue-
rungsausgleich des Kantons an-

gepasstwerden,mahnteNadine
Jermann (FDP). Und auch
Béatrix von Sury (Mitte), Ge-
meinderätin der finanziell ge-
beutelten Agglo-Kommune Rei-
nach, sagte: «Die Mehrausga-
ben bewegen sich rasch im
Millionenbereich. Wir müssen
auch an jene Gemeinden den-
ken, die im roten Bereich sind.»

Der Antrag der Grünen
unterlag letztlich dennoch rela-
tiv knappmit 38 zu 42 Stimmen.
Somit kommt der Teuerungs-
ausgleich von 0,3 Prozent zum
Tragen, was den Kantonshaus-
haltmit rund 2,2MillionenFran-
ken belastenwird. «Wir sind ein
attraktiver Arbeitgeber und be-
finden uns im Vergleich zu den
anderen Kantonen punkto Lohn
im vorderen Drittel», sagte Fi-
nanzdirektor Lauber.

Die Debatte war indes bloss
ein Vorgeschmack auf hitzige
Diskussionen, die inderBudget-
debatte anstehen. Kaum falle
eine Rechnung positiv aus, wür-
den «die Begehrlichkeiten
schon wieder spriessen», sagte
Alain Bai (FDP). Woraufhin Dé-
sirée Jaun (SP) erwiderte: «Die
Teuerung erhält die Kaufkraft,
die Reallohnerhöhung erhöht
diese. Es sind keine Geschenke
oder Begehrlichkeiten.»

Yann Schlegel

«Wirmüssen
auch an jene
Gemeinden
denken, die
im roten
Bereich sind.»

Béatrix von Sury
Landrätin (Mitte)

Dornach hat heute im Vergleich
zu anderen Gemeinden im
Schwarzbubenland tiefe Steu-
ern. Der bisherige Steuerfuss
von 88 Prozent liegt auch weit
unter dem kantonalen Dursch-
schnitt von 117 Prozent der
Staatssteuer. Die für die nächs-
ten drei Jahren geplante Anhe-
bung des Steuersatzes sei er-
träglich, sagte der für die Finan-
zen zuständige Gemeinderat
Fabian Mathiuet an der Ge-
meindeversammlung am Mitt-
woch.Vorallemaber sei eineEr-
höhung unumgänglich, wenn
Dornach die geplanten Investi-
tionen von insgesamt rund 100
Millionen Franken über die

nächsten zehn bis 15 Jahre täti-
gen will.

Für das Budget 2026 bean-
tragte der Gemeinderat, den
Steuersatz um sechs Prozent-
punkte auf 94 Prozent anzuhe-
ben. Sollte dies abgelehnt wer-
den, würde er es mit 92 Prozent
versuchen, lautete der Plan B
des Rates. An den Gemeinde-
versammlungen für das Budget
2027 und ein Jahr später fürs
2028 kämen dann weitere Erhö-
hungen hinzu, bis man letztlich
bei 100 Prozent lande.

Mit einem Nein zur Steuer-
erhöhung seien die geplanten
Investitionen in neueRäumlich-
keiten für die Primarschule und
Oberstufe, für Tagesstrukturen
und für das Vereinsleben quasi

gestrichen, argumentierte der
Gemeinderat. Dornach könne
die Rechnung nicht ohne den
Kanton machen; sollte die Pro-
Kopf-Verschuldung auf über
5000 Franken ansteigen, würde
Solothurn eine Schuldenbremse
verhängen, erklärte Mathiuet.

Auf Dornachs Wunschzettel
stehen nebst der Erweiterung
der Primarschule Brühl der Er-
satz des Schulhauses Bruggweg
für die Oberstufe, die ab 2031
auch den progymnasialen
Unterricht anbieten soll. Dieser
findet fürdieDornacherSchüler
heute imKantonBasellandstatt.
Weil der Schulraum überall
knapp ist, stehen die Abma-
chungen zwischen den Regie-
rungen von Baselland und Solo-

Bea Asper thurn auf der Kippe. Jetzt gehe
es aber nicht um die Investitio-
nen der Zukunft, sondern um
das aktuelle Problem, dass die
Gemeinde bei ihren Ausgaben
der laufenden Rechnung auf zu
grossem Fuss lebe, hiess es in
beherzten Voten aus dem Ple-
num.DieGemeinde kämpftmit
einem strukturellen Defizit von
zwei bis dreiMillionen Franken.
MitderbeantragtenSteuererhö-
hung beträgt das Defizit für das
Budget 2026 noch immer
400'000 Franken.

Argumentiert wurde auch,
dass man mit der Steuererhö-
hung bloss die guten Steuerzah-
ler vertreiben und keine neuen
Spitzenverdiener anziehen wür-
de. Am Ende hätte man dann

nicht mehr, sondern weniger
Geld in der Gemeindekasse, ga-
ben Kritiker zu bedenken.

Geld für die Bäder werden
nicht gestrichen
Der richtige Weg sei, den Hebel
bei den Ausgaben anzusetzen.
Das Budget 2026 soll zurück an
den Absender mit dem Auftrag,
es auszugleichen. Rückweisung
wurde allerdings von der Mehr-
heit derAnwesendenabgelehnt.

In der Detailberatung zum
Budget 2026 wurden weitere
Anträge gestellt, unter anderem
die Streichung der Gelder für
das Gartenbad und für das Hal-
lenbad.Beides fandkeineMehr-
heit. Bei der Festsetzung des
Steuerfusses obsiegte der An-

trag des Gemeinderates mit der
Erhöhung von 88 auf 94 Prozent
der Staatssteuer. Daraufhin grif-
fen die Gegner zum Mittel des
Viertel-Quorums und erreich-
ten, dass die Schlussabstim-
mungüberdasBudget 2026vors
Volk kommt.

Die Abstimmung an der
Urne findet voraussichtlich am
18. oder 25. Januar statt, war von
der Gemeindeverwaltung zu er-
fahren. Bei einem Nein müsste
der Gemeinderat über die Bü-
cher und erneut zur Budget-Ver-
sammlung einladen – diesewür-
dedannvoraussichtlich imMärz
2026 über die Bühne gehen. Bis
zur Genehmigung des Budgets
darf der Gemeinderat keine un-
gebundenen Ausgaben tätigen.

Landrat 1 39,9 Millionen Fran-
ken kann das Baselbiet von 2027
bis 2031 für die Erstaufnahme
von Flüchtlingen und Schutzsu-
chenden ausgeben. Erstaunlich
deutlich genehmigte der Land-
rat mit 80 zu 1 Stimmen eine
Vorlage des Regierungsrats. Im
Jahr 2027 wird der Kanton in
Pratteln ein neues Erstaufnah-
mezentrum in Betrieb nehmen.
Bis Ende 2026 befindet sich die-
sesHeimnoch indenRäumlich-
keiten des ehemaligen Spitals in
Laufen. Das gesprochene Geld
wird vor allem in das neue Zent-
rum in Pratteln fliessen.

Gleichzeitig rechnet der
Kanton in den Jahren 2027 bis
2031mit Bundesbeiträgen in der
Höhe von 27Millionen Franken.
Mit dem Erstaufnahmezentrum
erfüllt der Kanton Baselland
eine Bundesvorgabe. Im Zent-
rumlebenneu indenKantonge-
kommene Flüchtlinge, bevor sie
an die Gemeinden verteilt wer-
den.DerBeschlussdesLandrats
untersteht einer fakultativen
Volksabstimmung. (bz)

Landrat 2 Im Kanton Baselland
herrschen seit Jahren kontrover-
se Diskussionen um die Mehr-
wertabgabe. Im Jahr 2019
stimmte das Baselbieter Stimm-
volk der kantonalen Einführung
mit einer hauchdünnen Mehr-
heit zu. Dieser Entscheid wurde
später vom Bundesgericht kas-
siert, weshalb es seither denGe-
meinden obliegt, die Höhe der
kommunalen Mehrwertabgabe
festzulegen.

Daran wird sich so schnell
nichts ändern: Der Landrat
stimmte mit 70 zu 1 Stimme bei
einer Enthaltung dafür, die Re-
vision desGesetzes über dieAb-
geltung von Planungsmehrwer-
ten zu sistieren. Die Bau- und
Planungskommission hatte dies
empfohlen. Grund dafür ist eine
Initiative des Hauseigentümer-
verbands Baselland zur Mehr-
wertabgabe. Durch die Zurück-
stellung sollen zwei Volksab-
stimmungenzumselbenThema
vermieden werden. (bz)

Im Lohnkampf tut sich eine Kluft zwischen Links (im Bild Ronja Jansen) und Rechts auf. Bild: Kenneth Nars

Dünne Nerven im Lohnkampf
Landrat spricht Teuerungsausgleich von 0,3 Prozent: Staatsangestellte dürfen aber auf weiteren Zustupf hoffen.

In Dornach entscheidet das Volk über höhere Steuern
Zur Finanzierung seiner Investitionenwill der Gemeinderat die Steuern anheben. Die Gemeinde hat vorerst kein bewilligtes Budget.

40 Millionen für
Erstaufnahme

Mehrwertabgabe
wird verschoben

beatr
Hervorheben

beatr
Hervorheben


